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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  4 8  

vom 22. Februar 1921 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r, Vizekanzler B r e i s k y sowie die Bundesminister Dr. 

G l a n z, Dr. P a l t a u f, Dr. G r i m m, Haueis, H e i n l, Dr. P e s t a und Dr. R e s c h. 

 

Zugezogen: 

Der Leiter des Volksgesundheitsamtes Sektionschef Dr. H e l l y. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 20.00 – 23.30 

 

Reinschrift (5 Seiten), Konzept, unterfertigte Präsenzliste, zweifaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll. 

 

I n h a l t: 

1. Forderungen der Staatsangestellten. 

2. Errichtung eines Bistums der altkatholischen Kirche Österreichs. 

3. Agrémenterteilung für Dr. Krosta als Gesandten der tschechoslowakischen Republik in 

Wien. 

4. Frage der Tragung der Transportkosten bei der Auslieferung von Kriegsmaterial. 

5. Gesetzesbeschluß der vorläufigen Landesversammlung in Kärnten, betreffend eine 

Landarbeiterordnung. 

6. Organisationsstatut der Wirtschaftskommission. 

7. Wechselseitige Entsendung von Organen zur Erhebung der 

Sachdemobilisierungsbestände in Österreich und in Ungarn. 

8. Gesetzentwurf, betreffend die Änderung einiger Bestimmungen des Gesetzes über die 

Krankenversicherung der Arbeiter (VII. Novelle zum K. V. G.). 

9. Gewährung von Staatsbeiträgen für die Ferienerholungsaktionen im Jahre 1921. 
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10. Beschluß des Salzburger Landtages, betreffend die Änderung der Statuten der Landes-

Hypothekenanstalt und der Landes-Kommunal-Kreditanstalt in Salzburg. 

11. Gesetzesbeschluß des Landtages für Niederösterreich-Land, betreffend die Einhebung 

einer Mietzinsauflage in der Gemeinde St. Veit an der Triesting. 

12. Gesetzesbeschluß des Salzburger Landtages, betreffend die Abänderung des Gesetzes 

vom 10. Jänner 1870, L.G.Bl. Nr. 11, zur Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des 

Besuches der öffentlichen Volksschulen. 

13. Schaffung einer Evidenz über die von auswärtigen Staaten gewährten Lebensmittel- 

und Rohstoffkredite. 

14. Verordnung der Bundesregierung, betreffend die Berechtigung der Österreichisch-

ungarischen Bank, im Rahmen der „Österreichischen Geschäftsführung“ längstens 

dreimonatliche Schuldverschreibungen der Republik Österreich zu kaufen und zu verkaufen. 

15. Provisorische Auszahlung erhöhter Ruhe-(Versorgungs-)genüsse (Gnadengaben) an die 

von Österreich nicht übernommenen Ruheständler, Witwen und Waisen. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1, [Bundeskanzleramt], ohne Zahl, Mitteilung zu den Forderungen der 

Staatsangestellten (1/2 Seite) 

Beilage zu Punkt 2, [Bundeskanzleramt] Zl. 1.487, Ministerratsvortrag (3 ½ Seiten): 

Errichtung eines Bistums der altkatholische Kirche Österreichs 

Beilage zu Punkt 3, Bundesministerium für Äußeres Zl. 5.846, Ministerratsantrag (1 Seite): 

Agrémenterteilung für Dr. Krosta als Gesandten der tschechoslowakischen Republik in Wien 

Beilage zu Punkt 4, [Bundeskanzleramt], ohne Zahl, Mitteilung an die Bundesministerien für 

Finanzen, Verkehrswesen, Heerwesen, Handel und an den Beauftragten der österreichischen 

Regierung beim R.Ue.A. zur Frage der Tragung der Transportkosten bei der Auslieferung von 

Kriegsmaterial (2 ½ Seiten) 

Beilage zu Punkt 5, [Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft], ohne Zahl, Mitteilung 

zum Gesetzesbeschluss der vorläufigen Landesversammlung in Kärnten, betreffend eine 

Landarbeiterordnung (1/2 Seite) 

Beilage zu Punkt 6, [Bundeskanzleramt], ohne Zahl, Mitteilung zu Angelegenheiten der 

„Wirtschaftskommission“ vom 21. Februar 1921 (1/2 Seite); Organisationsstatut (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7, Bundesministerium für Äußeres Zl. 9.042, Ministerratsantrag (1 ½ 

Seiten): Wechselseitige Entsendung von Organen zur Erhebung der 

Sachdemobilisierungsbestände in Österreich und Ungarn; Résumée der Besprechung im 
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Staatskommissariate für Sachdemobilisierung am 16. Februar 1921 zwischen den als Vertreter 

der königl. ungar. Gesandtschaft erschienene Herrn Sektionsrat von Nickl und Hofrat Baron 

Collas einerseits und dem Vertreter des Bundesministeriums für Äußeres Ministerialsekretär 

Dr. Pacher sowie dem Staatskommissär für Sachdemobilisierung Ministerialrat Dr. 

Wohlgemuth andererseits (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 8, Bundesministerium für soziale Verwaltung Zl. 4.022, Bundesgesetz, 

betreffend die Änderung einiger Bestimmungen des Gesetzes über die Krankenversicherung 

der Arbeiter (4 ½ Seiten); Begründung (5 ½ Seiten) 

Beilage zu Punkt 9, [Bundesministerium für soziale Verwaltung], ohne Zahl, 

Ministerratsvortrag (3 Seiten): Ferienerholungsaktionen 1921, Gewährung von 

Staatsbeiträgen 

Beilage zu Punkt 10, Bundesministerium für Inneres Zl. 98.288, Ministerratsvortrag (3 

Seiten): Beschluss des Landtages Salzburg vom 26. November 1920, betreffend die Änderung 

der §§ 11, 18, und 28 der Statuten der Landes-Hypothekenanstalt in Salzburg und der §§ 3, 23 

und 27 der Statuten der Landes-Kommunal-Kredit-Anstalt Salzburg (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 11, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 55.186, 

Ministerratsvortragsauszug (1 Seite): Gesetzesbeschluss des Landtages für Niederösterreich 

vom 4. Jänner 1921, betreffend die Bewilligung zur Einhebung einer 6%igen Mietzinsauflage 

für die Jahre 1918, 1919 und 1920 in der Gemeinde St. Veith an der Triesting 

Beilage zu Punkt 12, Bundeskanzleramt, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (4 ½ Seiten): 

Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages vom 4. Dezember 1920 in Angelegenheit der 

Abänderung der §§ 21, 25, 28 und 29 des Gesetzes vom 10. Jänner 1870, Nr. 11 L.G.Bl., zur 

Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Besuches der öffentlichen Volksschulen 

Beilage zu Punkt 13, Bundesministerium für Finanzen Zl. 7.835, Ministerratsvortrag (4 ½ 

Seiten): Schaffung einer Evidenz über die von auswärtigen Staaten gewährten Lebensmittel- 

und Rohstoffkredite und deren Verwendung 

Beilage zu Punkt 14, Bundesministerium für Finanzen Zl. 13.575, Ministerratsvortrag (1 ½ 

Seiten): Entwurf einer Verordnung der Bundesregierung betreffend die Berechtigung der 

Österreichisch-ungarischen Bank, im Rahmen der „Österreichischen Geschäftsführung“ 

längstens dreimonatliche Schuldverschreibungen der Republik Österreich zu kaufen und zu 

verkaufen 

Beilage zu Punkt 15, Bundesministerium für Finanzen Zl. 9.898, Ministerratsvortrag (1 ½ 

Seiten): Provisorische Auszahlung erhöhter Ruhe-(Versorgungs-) genüsse (Gnadengaben) an 

die von Österreich nicht übernommenen Ruheständler, Witwen und Waisen 
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Weiters liegt bei: 

Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 83.869, Ministerratsvortragsauszug (2 ½ 

Seiten): Verwendung der Wiener Stadtschutzwache zur Überwachung der Geschäftslokale im 

VI. und VII. Wiener Gemeindebezirke, Beitragsleistungen der interessierten Geschäftsinhaber 

für diese Überwachungstätigkeit nach Muster der Jahresbeiträge für die Gewölbewache im 1. 

Wiener Gemeindebezirke 

 

1. 

Forderungen der Staatsangestellten. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, es sei in den Kreisen der Staatsangestellten eine 

Beunruhigung darüber eingetreten, daß der ursprünglich für Dienstag, den 22. d. M., in 

Aussicht genommene Termin für die Einberufung des Hauptausschusses, welchem die 

Vereinbarungen über die Gewährung eines Vorschusses vorzulegen sein werden, nicht 

eingehalten wurde. Redner erbitte sich die Zustimmung des Ministerrates für die Hinausgabe 

eines Communiqués, worin mitzuteilen sein wird, daß die nächste Sitzung des 

Hauptausschusses infolge Abwesenheit mehrerer Mitglieder des Hauptausschusses von Wien 

erst am Freitag, den 25. d. M., stattfinden werde. In dieser Sitzung werde die Regierung 

Gelegenheit nehmen, die Frage der in Aussicht genommenen Vorschüsse und deren weiterer 

finanzieller Auswirkungen zu vertreten. 

Der Ministerrat stimmt dieser Verlautbarung zu. 

Gleichzeitig erteilt der Ministerrat über Antrag des Vizekanzlers B r e i s k y die 

Ermächtigung, daß die im Zuge befindliche Aktion wegen Gewährung von Vorschüssen an 

die Bundesangestellten - wie dies bisher immer geschehen sei - auch auf die katholische 

Geistlichkeit analog angewendet werde und daß eine entsprechende Erhöhung des 

Staatsunterstützungspauschales der evangelischen Kirche im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium für Finanzen festgestellt werde. 

 

2. 

Errichtung eines Bistums der altkatholischen Kirche Österreichs. 

Vizekanzler B r e i s k y führt aus, daß durch den Staatsvertrag von St. Germain mit einer 

Reihe von altkatholischen Gemeinden auch der Bistumssitz Warnsdorf der altkatholischen 

Kirche außerhalb der Grenzen der Republik Österreich zu liegen gekommen sei. Die 

innerhalb des Gebietes von Österreich verbliebenen Gemeinden Wien, Graz und Ried mit der 

Filialgemeinde Linz hätten nun beschlossen, sich zu einer selbständigen Landeskirche in der 
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Republik Österreich, unter Errichtung eines altkatholischen Bistums in Wien und unter 

Aufrechthaltung der bisherigen Synodal- und Gemeindeordnung, zusammenzuschließen und 

hätten hiezu sowie zur Bestellung des altkatholischen Pfarrers Adalbert Schindelar in Wien 

zum provisorischen Bistumsverweser die Genehmigung der staatlichen Kultusverwaltung 

nachgesucht. 

Es handle sich hier um Maßnahmen, die durch die Veränderungen des staatlichen 

Bestandes ausgelöst werden, wie denn auch der Synodalrat in Warnsdorf, der seine Tätigkeit 

nunmehr auf die in der Republik Österreich gelegenen Gemeinden nicht mehr erstrecken 

könne, mit einer dem Kultusamte vorliegenden Erklärung davon Kenntnis genommen habe. 

Da nach dem Ergebnisse der im Wege der niederösterreichischen Landesregierung 

eingeleiteten Erhebungen gegen die nachgesuchte staatliche Genehmigung keine Bedenken 

obwalten, beabsichtige Redner, zu dem Zusammenschluß der hierländigen altkatholischen 

Gemeinden zu einer selbständigen, eine Mehrheit von Kultusgemeinden umfassenden 

altkatholischen Kirche in der Republik Österreich unter Aufrechterhaltung der bisherigen 

Synodal- und Gemeindeordnung die staatliche Genehmigung im Sinne des § 4 des Gesetzes 

vom 20. Mai 1874, R.G.Bl. Nr. 68, betreffend die gesetzliche Anerkennung der 

Religionsgesellschaften, zu erteilen. Hiebei nehme er in Aussicht - unter gleichzeitiger 

Bestätigung der Bestellung des Pfarrers Adalbert Schindelar zum provisorischen 

altkatholischen Bistumsverweser mit dem Sitze in Wien gemäß § 9, al. 3, beziehungsweise § 

11, al. 6 des erwähnten Gesetzes - der Vorstehung der altkatholischen Kirche in Österreich zu 

eröffnen, daß vor Durchführung der Wahl eines altkatholischen Bischofs noch Verhandlungen 

mit der Regierung im Sinne der Bestimmungen der Synodal- und Gemeindeordnung 

vorbehalten bleiben müssen, wobei insbesondere daran festzuhalten sein werde, daß der 

Eintritt des gewählten altkatholischen Bischofs in seine Funktion, beziehungsweise die Weihe 

desselben erst nach erfolgter staatlicher Bestätigung stattzufinden haben werde. 

Der Ministerrat billigt den beabsichtigten Vorgang. 

 

3. 

Agrémenterteilung für Dr. Krosta als Gesandten der tschechoslowakischen Republik in Wien. 

Der V o r s i t z e n d e bringt dem Ministerrat zur Kenntnis, daß der bisherige 

Geschäftsträger der tschechoslowakischen Republik in Wien Dr. Flieder von seinem Posten 

abberufen worden sei; an seine Stelle solle der bisherige tschechoslowakische Gesandte beim 

Vatikan Dr. Krosta als Gesandter nach Wien berufen werden. Dr. Flieder habe im Auftrage 

seiner Regierung um das Agrément für Dr. Krosta angesucht. 
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Nach dem Antrage des sprechenden Bundeskanzlers stimmt der Ministerrat der 

Agrémenterteilung zu. 

 

4. 

Frage der Tragung der Transportkosten bei der Auslieferung von Kriegsmaterial. 

Der V o r s i t z e n d e gibt bekannt, daß in der am 21. Februar d. J. im Bundesministerium 

für Verkehrswesen abgehaltenen interministeriellen Sitzung die Frage erörtert worden sei, 

inwieweit Österreich bei der Auslieferung von Kriegsmaterial im Sinne des Artikels 133 des 

Staatsvertrages von St. Germain die Transportkosten zu tragen habe. 

Aus Artikel 133 gehe unzweifelhaft hervor, daß Österreich die Kosten der Transporte bis 

zu den Punkten zu tragen habe, wo das Material an die Kontrollkommission ausgeliefert 

werde. Die Vertreter des Bundesministeriums für Heerwesen und des Staatskommissariats für 

Sachdemobilisierung hätten in der Sitzung die Auffassung vertreten, daß das Kriegsmaterial 

und insbesondere die Gewehre, durch die Beschlagnahme des gesamten Materials in den 

Besitz der Kontrollkommission übergegangen und somit bereits ausgeliefert seien. 

Dem gegenüber habe das Bundesministerium für Äußeres darauf hingewiesen, daß der 

interalliierte Heeresüberwachungsausschuß das Material niemals beschlagnahmt, wohl aber 

eine Depot-Sperre verfügt habe. Das Material sei weiter in österreichischer Verwaltung 

geblieben und konnte ohne Auftrag des Staatskommissariates für Sachdemobilisierung durch 

die Depotleiter nicht ausgeliefert werden. Die Behauptung, wir hätten alles Kriegsmaterial 

ausgeliefert, sei nicht aufrechtzuerhalten zu einer Zeit, wo der Heeresüberwachungsausschuß 

sich darüber beschwere, daß die Leitung des Arsenals die Herausgabe von Geschützen 

verweigere, wo wir die Botschafterkonferenz ersuchen, uns eine 50prozentige Reserve an 

Geschützen, Gewehren und Munition über die im Friedensvertrag vorgesehene Menge hinaus 

zu belassen und wo wir mit Rücksicht auf diese Bitten die Ausfolgung des Materials vorläufig 

verweigern. Die Übergabe des gesamten Materials sei also nicht erfolgt und in jedem 

einzelnen Falle habe bis zur formellen Übergabe Österreich die Transportkosten zu bezahlen. 

Der Vertreter des Bundesministeriums für Heerwesen habe hiezu bemerkt, daß ein Teil des 

Materials schon von der Kontrollkommission weiter verkauft worden sei. In diesem Falle sei 

zweifellos die Übergabe erfolgt und es sei auch von der Kontrollkommission kein Versuch 

gemacht worden, Österreich weitere Transportkosten anzulasten. 

Der Vertreter des Staatskommissariates für Sachdemobilisierung habe in der Sitzung 

erwähnt, daß der Heeresüberwachungsausschuß alles wegführe, was ihm gerade beliebe, und 

daß die Depotverwalter gezwungen seien, alle Weisungen des 
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Heeresüberwachungsausschusses auszuführen. 

Das Bundesministerium für Äußeres stehe auf dem Standpunkte, daß Depotverwalter, die 

Material ausliefern, ohne hiezu einen Auftrag des Staatskommissariates zu haben, zur 

Verantwortung gezogen werden sollten. Keinesfalls könne jedoch aus einer Pflichtverletzung 

der Depotverwalter der Schluß gezogen werden, daß Österreich nicht mehr verpflichtet sei, 

die Transportkosten zu tragen. Um im einzelnen Falle Zweifel darüber auszuschließen, ob die 

Transportkosten zu Lasten Österreichs oder der Kontrollkommission gehen, schlage das 

Bundesministerium für Äußeres vor, daß durch das Bundesministerium für Verkehrswesen 

die Kosten grundsätzlich von der Kontrollkommission einzufordern seien, wenn nicht der 

Beförderungsauftrag vom Staatskommissariat für Sachdemobilisierung bestätigt sei. Dieser 

Vorgang wäre der Kontrollkommission bekanntzugeben und es werde Sache des 

Staatskommissariates sein, dafür zu sorgen, daß die Transporte durch Einholung der 

Bestätigung des Transportauftrages keine Verzögerung erleiden. 

Der Ministerrat pflichtet dieser Auffassung bei. 

 

5. 

Gesetzesbeschluß der vorläufigen Landesversammlung in Kärnten, betreffend eine 

Landarbeiterordnung. 

B.-M. H a u e i s erinnert daran, daß der Ministerrat in seiner Sitzung am 12. d. M. 

hinsichtlich der vom oberösterreichischen Landtage beschlossenen Landarbeiterordnung die 

beteiligten Ministerien beauftragt habe, mit den Vertretern des Landes eine Neuredaktion 

dieses mangelhaften Gesetzentwurfes zu vereinbaren, wobei vorläufig von einem Einspruch 

der Regierung wegen Verfassungswidrigkeit oder Gefährdung der Bundesinteressen 

abzusehen sei, bis die Landesvertretung zum neuen Entwurfe Stellung genommen haben 

werde. Inzwischen sei von der Kärntner Landesversammlung ein gleicher Entwurf mit 

ähnlichen Mängeln vorgelegt worden. Redner bringe diesen Sachverhalt mit dem Ersuchen 

zur Kenntnis, das in dieser Angelegenheit zuständige Bundesministerium für Land- und 

Forstwirtschaft vorläufig zu ermächtigen, in gleicher Weise mit der Kärntner 

Landesvertretung zu verhandeln und ihr zu diesem Zwecke den vom Bundesministerium für 

Land- und Forstwirtschaft einvernehmlich mit den beteiligten Ministerien inzwischen für 

Oberösterreich ausgearbeiteten Entwurf einer Landarbeiterordnung behufs entsprechender 

Abänderung des ursprünglichen Gesetzesbeschlusses mitzuteilen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 
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6. 

Organisationsstatut der Wirtschaftskommission. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, daß die Wirtschaftskommission nunmehr ein 

Organisationsstatut beschlossen habe, welches den in der Sitzung des Ministerrates vom 15. 

d. M. geltend gemachten Bedenken im allgemeinen Rechnung trage. Redner ersuche die 

Kabinettsmitglieder, sich zu den einzelnen Bestimmungen zu äußern. 

B.-M. Dr. G r i m m gibt der Anschauung Ausdruck, daß der gewühlte Titel der 

Kommission: „Kommission für die Angelegenheiten des wirtschaftlichen Wiederaufbaues 

Österreichs“ zu umfassend sei. Er beantrage in dieser Bezeichnung die Streichung des Wortes 

„die“. Auch wäre im § 3 die Entsendung der für die Gegenstände der Tagesordnung 

zuständigen Abteilungsvorstände der Bundesministerien in die Kommission nur 

„erforderlichen Falles“ vorzusehen. §4, Punkt 5, hätte folgende Fassung zu erhalten: „Für die 

Führung der Geschäfte der Kommission trifft das Bundeskanzleramt Vorsorge.“ 

Der Ministerrat genehmigt das Organisationsstatut mit diesen Abänderungen und stimmt 

weiters über Antrag des V o r s i t z e n d e n zu, daß an Stelle des Nationalrates Josef 

T o m s c h i k, der seine Stelle in der Kommission wegen anderweitiger Inanspruchnahme 

zurückgelegt hat, der Nationalrat Franz Z e l e n k a als Mitglied und der Vertrauensmann der 

Südbahnbediensteten Franz R u ž i č k a zum Ersatzmitgliede in die Kommission berufen 

werde. 

 

7. 

Wechselseitige Entsendung von Organen zur Erhebung der Sachdemobilisierungsbestände in 

Österreich und in Ungarn. 

Der V o r s i t z e n d e gibt bekannt, die Bundesministerien für Äußeres, für Finanzen 

sowie für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten seien nach dem ergebnislosen Verlaufe 

der im vorigen Monate mit den ungarischen Vertretern geführten Verhandlung über die 

vermögensrechtliche Auseinandersetzung zwischen Österreich und Ungarn dahin 

übereingekommen, daß zur Erleichterung der späteren Fortführung dieser Verhandlungen 

dem besonders dringenden Wunsch der ungarischen Regierung nach Entsendung eines 

Fachorganes zu unserer Sachdemobilisierung in möglichst unpräjudizieller und die weitere 

Abwicklung der Sachdemobilisierung tunlichst wenig störender Weise Rechnung getragen 

werden könne. 

Es habe daher am 16. d. M. eine Unterredung stattgefunden, an der österreichischerseits 

der Staatskommissär für Sachdemobilisierung Ministerialrat Dr. Wohlgemuth und der Leiter 
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der Liquidierungsabteilung im Bundesministerium für Äußeres, Ministerialsekretär Dr. 

Pacher, von ungarischer Seite Ministerialrat Baron Collas von der hiesigen ungarischen 

Liquidierungsgruppe und Sektionsrat von Nickl von der ungarischen Gesandtschaft 

teilgenommen haben. Das Ergebnis dieser Unterredung sei in dem dem Ministerrate 

vorliegenden, von den genannten Funktionären paraphierten Résumé wiedergegeben. 

Auf ausdrücklichen Wunsch der österreichischen Vertreter sei hinsichtlich der Entsendung 

der Fachorgane volle Reziprozität vereinbart und die Kompetenz der beiderseitigen 

Delegierten nicht soweit ausgedehnt worden, wie in den bisherigen analogen Fällen, wo 

grundsätzlich die Zustimmung der ungarischen Delegierten zu gewissen Verfügungen 

vereinbart worden war; ferner sei ausbedungen worden, daß die zu entsendenden Organe nur 

an die Leiter der beiderseitigen Sachdemobilisierungsverwaltungen gewiesen sein würden, so 

daß eine störende Ingerenz dieser Organe nicht zu befürchten stehe. Schließlich müsse als 

eine für uns günstige Stipulierung hervorgehoben werden, daß unser Delegierter ausdrücklich 

ermächtigt sei, mit weitgehender Unterstützung der ungarischen Organe Anhaltspunkte für 

eine approximative Schätzung jener Bestände zu beschaffen, welche in Ungarn während der 

Räteherrschaft und vor allem infolge der in dieser Zeit geführten Kriege abhanden gekommen 

sind. 

Redner stelle den Antrag, der Ministerrat wolle den Bundeskanzler als Leiter des 

Bundesministeriums für Äußeres ermächtigen, in Form eines Notenaustausches mit der 

hiesigen ungarischen Gesandtschaft die Zustimmung der österreichischen Bundesregierung zu 

den im Résumé entworfenen Vereinbarungen auszusprechen und die reziproke Erklärung der 

königlich ungarischen Gesandtschaft entgegenzunehmen. 

B.-M. Dr. G r i m m regt an, die Einflußnahme des ungarischen Vertreters beim 

österreichischen Staatskommissär für Sachdemobilisierung auf jenes Material 

einzuschränken, welches von der Entente der österreichischen Regierung als 

Nichtkriegsmaterial bedingungslos freigegeben werde, während die Verwertung des von der 

Entente der österreichischen Regierung gegen Bons käuflich überlassenen Kriegsmaterials als 

ausschließliches Eigentum Österreichs ohne jegliche Ingerenz seitens Ungarns zu erfolgen 

hätte. 

Der Ministerrat pflichtet dieser Anregung, welche als Richtlinie für die weiteren 

Verhandlungen zu gelten haben wird, bei und erteilt dem Bundeskanzler die erbetene 

Ermächtigung. 

 

8. 
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Gesetzentwurf, betreffend die Änderung einiger Bestimmungen des Gesetzes über die 

Krankenversicherung der Arbeiter (VII. Novelle zum K.V.G.). 

B.-M. Dr. R e s c h unterbreitet dem Ministerrat den Entwurf eines Bundesgesetzes, 

betreffend die Änderung einiger Bestimmungen des Gesetzes über die Krankenversicherung 

der Arbeiter (VII. Novelle zum K.V.G.), und berichtet, daß dieser Entwurf vorschriftsgemäß 

den Kammern für Handel, Gewerbe und Industrie zur Begutachtung übermittelt worden sei. 

Der sprechende Minister erläutert in eingehender Weise die Detailbestimmungen der Vorlage 

und erbittet vom Ministerrate die Ermächtigung zur Einbringung dieses Gesetzentwurfes im 

Nationalrate. 

B.-M. Dr. G r i m m macht eine Reihe von Bedenken gegen einzelne Bestimmungen des 

Entwurfes vom staatsfinanziellen Standpunkte aus geltend und beantragt insbesondere die 

Streichung des Artikels VII, wonach die Neueinteilung in Lohnklassen durch Artikel II für die 

Bemessung des Verpflegskostenersatzes in öffentlichen Krankenanstalten nur bis zur 

Erreichung des Höchstausmaßes eines solchen Ersatzes von 60 K wirksam sein solle. In 

diesem Zusammenhange werden auch die von der Wiener Handelskammer vorgebrachten 

Abänderungsvorschläge zur Debatte gestellt. 

Der Ministerrat genehmigt schließlich die vom Bundesminister für Finanzen beantragte 

Streichung des Artikels VII der Vorlage und ladet den Bundesminister für soziale Verwaltung 

ein, den Artikel III, Punkt 1, dahin zu ergänzen, daß die Erhöhung des Krankengeldes bei 

längerer Dauer der Arbeitsunfähigkeit bis höchstens zum 1½fachen der unteren 

Arbeitsverdienstgrenze erhöht werden kann. Ferner ist im Punkt II dieses Artikels vorzusehen, 

daß die Gesamtheit der Kinderzuschüsse zum Krankengeld täglich höchstens 15 K betragen 

darf. Schließlich wird der Bundesminister für soziale Verwaltung ermächtigt, den in diesem 

Sinne abgeänderten Gesetzentwurf vorbehaltlich eines noch zu pflegenden Einvernehmens 

mit dem Bundesminister für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten im Nationalrate 

einzubringen. 

 

9. 

Gewährung von Staatsbeiträgen für die Ferienerholungsaktionen im Jahre 1921. 

Sektionschef Dr. H e l l y erinnert daran, daß der Kabinettsrat bereits in der Sitzung vom 

30. Juni 1920 in Würdigung der durch die zurückgebliebene Entwicklung und den schwer 

bedrohten Gesundheitszustand der hierländigen Jugend gegebenen gesundheitlichen 

Notwendigkeit von Ferienerholungsaktionen einen Sonderkredit von fünf Millionen Kronen 

für die Sommer-Erholungsaktionen des Jahres 1920 bewilligt habe. Im heurigen Jahr sei nun 
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eine Förderung dieser Aktionen ebenfalls dringend erforderlich. Was die Höhe des von der 

Staatsverwaltung beizustellenden Kredites anlange, so beantrage das Volksgesundheitsamt 

trotz der gegenüber dem Vorjahre um mehr als das Doppelte gestiegenen Preise aber[sic!] 

Bedarfsartikel für das laufende Jahr lediglich eine Erhöhung von fünf auf sieben Millionen 

Kronen, wovon 4½ Millionen Kronen dem Niederösterreichischen Jugendhilfswerke, der 

Restbetrag den Bundesländern zugewiesen werden soll. Außerdem beantrage Redner, den 

Ferienerholungsaktionen über deren fallweises Ansuchen auch den Bezug der erforderlichen 

Lebensmittel zu verbilligten Preise[sic!] zu bewilligen. 

Der Ministerrat genehmigt die vorstehenden Anträge und ladet den Leiter des 

Volksgesundheitsamtes über einen Antrag des Bundesministers für Finanzen ein, letzterem 

ehestmöglich eine ziffermäßige Darstellung über die Belastungen zur Verfügung zu stellen, 

welche aus diesen Aktionen dem Staatsschatz bisher erwachsen sind sowie für das laufende 

Jahr erwachsen dürften. 

 

10. 

Beschluß des Salzburger Landtages, betreffend die Änderung der Statuten der Landes-

Hypothekenanstalt und der Landes-Kommunal-Kreditanstalt in Salzburg. 

B.-M. Dr. G l a n z führt aus, daß sowohl die Landes-Hypothekenanstalt in Salzburg als 

auch die Landes-Kommunal-Kredit-Anstalt Salzburg bisher auf Grund ihrer Statuten einen 

Regiebeitrag von ein Viertel Prozent für die von ihnen gewährten Darlehen einheben. Mit 

Rücksicht auf die wesentlich erhöhten Betriebskosten soll durch entsprechende Abänderung 

des § 28 der Statuten der Landes-Hypothekenanstalt und der §§ 23 und 27 der Statuten der 

Landes-Kommunal-Kredit-Anstalt der Regiebeitrag auf ein halbes Prozent erhöht werden. 

Dieser Betrag könne schon nach den derzeitigen Statutenbestimmungen, und zwar bei der 

Hypothekenanstalt vom Landtage, bei der Kommunal-Kredit-Anstalt vom Landesrate in der 

Folge wieder herabgesetzt oder aufgehoben werden. Die Abänderung des § 28 der 

Hypothekenanstalt soll dazu benutzt werden, um auch bei dieser Anstalt das fragliche Recht 

dem Landesrate zu überweisen. 

Die Landes-Hypothekenanstalt habe derzeit laut § 18 ihrer Statuten die Verpflichtung, dem 

Besitzer eines verlosten Pfandbriefes, der diesen versehentlich nicht einlöst, eine 

Entschädigung in der Höhe von drei Viertel des Zinsenverlustes zu leisten, von welchem die 

Pfandbriefzinsen für ein halbes Jahr vom Verfallstage des verlosten Pfandbriefes an 

abzurechnen sind. Diese Bestimmung soll eliminiert werden, da sie einerseits für die Anstalt 

unter Umständen verlustbringend, andererseits bei verlosbaren Papieren nicht üblich sei. 
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Die Landes-Hypothekenanstalt in Salzburg und die Landes-Kommunal-Kreditanstalt 

Salzburg dürfen nach ihren gegenwärtigen statutarischen Bestimmungen Pfandbriefe, 

beziehungsweise Kommunalschuldverschreibungen nur in einer solchen Höhe ausgeben, daß 

sie die Summe der bücherlich erworbenen Hypothekarkapitalien beziehungsweise den Betrag 

der erworbenen Darlehensforderungen nicht überschreitet. Die korrespondierenden 

Bestimmungen beider Anstalten (§ 11 der Landes-Hypothekenanstalt und § 3 der Landes-

Kommunal-Kredit-Anstalt) sollen in der Weise ergänzt werden, daß diese Anstalten auch 

berechtigt sind, Pfandbriefe, beziehungsweise Schuldverschreibungen bis zum Betrage von 

höchstens je drei Millionen Kronen im vorhinein auszugeben, insoweit dies zur Durchführung 

später zu erwerbender Darlehensforderungen diene und der Betrag der vorhinein 

ausgegebenen Pfandbriefe in barem Gelde oder in pupillarsicheren Wertpapieren mit der 

besonderen Widmung für die Deckung dieser Pfandbriefe beziehungsweise 

Schuldverschreibungen in der Anstaltskasse hinterlegt werde. Durch diese Änderung sollen 

die Anstalten in die Möglichkeit versetzt werden, Pfandbriefe beziehungsweise 

Schuldverschreibungen auch ohne Darlehenszuzählungen unter Ausnützung einer günstigen 

Kurslage auf den Markt zu bringen, um späteren Darlehensnehmern auf Grund des bereits 

erzielten Verkaufserlöses einen günstigeren Zuzählungskurs einräumen zu können. 

Die Antizipando-Fundierung von Pfandbriefen und Schuldverschreibungen sei auch in den 

Statuten der niederösterreichischen Landes-Hypothekenanstalt vorgesehen. Immerhin handle 

es sich um ein Abweichen von der grundsätzlichen Fundierung von Pfandbriefen in 

Hypotheken und von Kommunalschuldverschreibungen in Kommunaldarlehen. Da der 

Pfandbrief- und Kommunalschuldverschreibungen-Umlauf der beiden in Rede stehenden 

Anstalten nur ungefähr je 18 Millionen Kronen betrage, liege es im Interesse der möglichst 

reinen Aufrechterhaltung des Charakters der fraglichen Papiere, die Höchstsumme der im 

vorhinein auszugebenden und in der oben beschriebenen Art zu fundierenden Pfandbriefe, 

beziehungsweise Kommunalschuldverschreibungen herabzusetzen. Im Falle des Eintretens 

der vom Lande erwarteten Steigerung der Emissionstätigkeit der beiden Anstalten werde 

dieser geänderten Sachlage durch eine Statutenänderung Rechnung getragen werden können. 

Im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen und für Justiz stelle Redner 

den Antrag, den Beschluß des Salzburger Landtages vom 26. November 1920, betreffend die 

Abänderung der §§ 11, 18 und 28 der Statuten der Landes-Hypothekenanstalt in Salzburg und 

der §§ 3, 23 und 27 der Landes-Kommunal-Kredit-Anstalt Salzburg mit der Einschränkung zu 

genehmigen, daß die Höchstgrenze für die im vorhinein auszugebenden Pfandbriefe 

beziehungsweise Kommunalschuldverschreibungen nur mit je zwei Millionen Kronen zu 
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bemessen ist. 

Weiters bitte er um die Ermächtigung, für den Fall als der Landtag der nach gepflogenem 

Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramte in Aussicht genommenen Anregung 

nachkommen sollte, in den Statuten der beiden Landeskreditinstitute die Bezeichnung 

„Landesrat“ beziehungsweise „Landesausschuß“ durch die allein in der Bundesverfassung 

begründete Bezeichnung „Landesregierung“ zu ersetzen, die Genehmigung dieser 

Statutenänderungen im Namen der Bundesregierung aussprechen zu dürfen. 

Der Ministerrat genehmigt den Beschluß des Salzburger Landtages und erteilt dem 

Bundesminister für Inneres und Unterricht die erbetene Ermächtigung. 

 

11. 

Gesetzesbeschluß des Landtages für Niederösterreich-Land, betreffend die Einhebung einer 

Mietzinsauflage in der Gemeinde St. Veit an der Triesting. 

Über Antrag des B.-M. Dr. G l a n z beschließt der Ministerrat, gegen den vom Landtag für 

Niederösterreich-Land am 4. Jänner d. J. gefaßten Gesetzesbeschluß, betreffend die 

Bewilligung zur Einhebung einer 6prozentigen Mietzinsauflage für die Jahre 1918, 1919 und 

1920 in der Gemeinde St. Veit an der Triesting, keinen Einspruch zu erheben und der 

sofortigen Verlautbarung zuzustimmen. 

 

12. 

Gesetzesbeschluß des Salzburger Landtages, betreffend die Abänderung des Gesetzes vom 10. 

Jänner 1870, L. G. Bl. Nr. 11, zur Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Besuches 

der öffentlichen Volksschulen. 

Vizekanzler B r e i s k y teilt mit, daß der Salzburger Landtag am 14. Februar 1920 einen 

Gesetzesbeschluß gefaßt habe, womit die Bestimmungen der §§ 25 und 29 des Gesetzes vom 

10. Jänner 1870, L.G.Bl. Nr. 11, über die Errichtung, die Erhaltung und den Besuch der 

Volksschulen durch wesentliche Erhöhung der Strafen für die Entziehung eines Kindes von 

der Einschreibung in die Schule und die Vernachlässigung des Schulbesuches abgeändert 

werden sollten. 

Gegen diesen Gesetzesbeschluß habe der Kabinettsrat in seiner Sitzung am 16. April 1920 

eine Vorstellung nicht erhoben. Hievon sei die Landesregierung in Kenntnis gesetzt und 

lediglich auf die Berichtigung eines Redaktionsfehlers im obzitierten § 29 aufmerksam 

gemacht worden. 

Nunmehr habe der Salzburger Landtag am 4. Dezember 1920 beschlossen, seinen 
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Gesetzesbeschluß vom 14. Februar 1920 zurückzuziehen und einen geänderten 

Gesetzentwurf, betreffend die Änderung der §§ 21, 25, 28 und 29 des Gesetzes vom 10. 

Jänner 1870, L.G.Bl. Nr. 11, zur Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Besuches 

der öffentlichen Volksschulen zum Beschlusse erhoben. 

Gegen diese Änderungen des Gesetzes, welche lediglich in einer Verschärfung der Strafen 

bestehe, obwalte an sich kein Bedenken. 

Wohl aber wäre die Landesregierung in Salzburg darauf aufmerksam zu machen, daß die 

Kundmachung des Gesetzesbeschlusses in dieser Form vor Zustandekommen eines im Sinne 

des § 42, Absatz 2, Punkt f, des Verfassungsgesetzes vom 1. Oktober 1920, B.G.Bl. Nr. 2, 

betreffend den Übergang zur bundesstaatlichen Verfassung, hiemit „übereinstimmenden“ 

Bundesgesetzes nicht erfolgen könne, ohne die Verfassung zu verletzen, weil Artikel 2 des 

Landesgesetzbeschlusses das Gesetz an sich mit dem Tage der Kundmachung im 

Landesgesetzblatt in Kraft treten lasse. 

Gegen die Einbringung eines bezüglichen gleichlautenden Bundesgesetzes im Nationalrate 

bestünden seitens des Unterrichtsamtes keine Bedenken; die Verlautbarung der beiden 

Gesetze in den beiden Gesetzesblättern wäre sodann im Einvernehmen zwischen dem 

Unterrichtsamt und der Landesregierung derart einzurichten, daß die Gesetze an demselben 

Tage in Kraft treten. 

Demgemäß wäre dem Artikel II unter gleichzeitiger Bedachtnahme auf Artikel 49 des 

Bundes-Verfassungsgesetzes vom 1. Oktober 1920, B.G.Bl. Nr. 1, etwa folgende Fassung zu 

geben: 

„Dieses Gesetz tritt mit dem Tage nach der Verlautbarung in Kraft.“ 

Hievon wäre die Landesregierung für Salzburg mit dem Ersuchen in Kenntnis zu setzen, 

einen entsprechend abgeänderten Gesetzesbeschluß in Vorlage zu bringen, worauf dann ein 

gleichlautendes Bundesgesetz durch die Bundesregierung im Nationalrat eingebracht würde. 

Redner stelle daher den Antrag, die Bundesregierung wolle ihn ermächtigen, im 

vorangeführten Sinne das Erforderliche zu veranlassen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

13. 

Schaffung einer Evidenz über die von auswärtigen Staaten gewährten Lebensmittel- und 

Rohstoffkredite. 

B.-M. Dr. G r i m m erstattet einen eingehenden Bericht über die dringende Notwendigkeit 

der Schaffung einer Evidenz über die von auswärtigen Staaten gewährten Lebensmittel- und 
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Rohstoffkredite. 

Der Ministerrat genehmigt den Vorschlag des sprechenden Ministers, daß in jedem der in 

Betracht kommenden Ministerien ein Beamter damit betraut werde, für das betreffende Amt 

die Evidenz über die dort behandelten Lieferungen auf Kredit zu besorgen. Die 

Gesamtübersicht und Zentralevidenz wird vom Bundesministerium für Finanzen zu führen 

sein. Gleichzeitig ermächtigt der Ministerrat den Bundesminister für Finanzen, das 

Erforderliche wegen Durchführung dieses Beschlusses zu veranlassen. 

 

14. 

Verordnung der Bundesregierung, betreffend die Berechtigung der Österreichisch-

ungarischen Bank, im Rahmen der „Österreichischen Geschäftsführung“ längstens 

dreimonatliche Schuldverschreibungen der Republik Österreich zu kaufen und zu verkaufen. 

B.-M. Dr. G r i m m verweist darauf, daß die Regierung, wenn sie ihren Geldbedarf durch 

Kreditoperationen zu decken genötigt war, bisher an die Banken des Konsortiums für 

staatliche Kreditoperationen dreimonatige Staatsschatzscheine begeben habe, die jedoch zum 

größten Teil in kurzer Zeit bei der Österreichisch-ungarischen Bank zum Eskompt gebracht 

worden seien. Dieser Begebungsmodus sei nun wegen des Kursabschlages, der bei der 

Emission zugestanden werden mußte, einerseits mit einem finanziellen Opfer für den Staat 

verbunden, andererseits erweise sich die Eskomptierung der Staatsscheine unter den 

bisherigen Modalitäten auch für die Notenbank als ein verlustbringendes Geschäft, indem der 

5%igen Verzinsung der Anlage eine 5%ige Steuer von den emittierten Banknoten 

gegenüberstehe und die Bank für die Kosten der Notenerzeugung sowie für den 

Regieaufwand keine angemessene Vergütung erhalte. 

Es empfehle sich daher, in dieser Hinsicht zweckmäßigere Einrichtungen zu schaffen und 

in Hinkunft zu ermöglichen, daß die Finanzverwaltung - wie es im Deutschen Reiche schon 

lauge üblich sei - die Staatsschatzscheine direkt an die Notenbank begeben könne. Hiezu 

bedürfe es einer Ermächtigung der Österreichisch-ungarischen Bank, in Hinkunft im Rahmen 

der „österreichischen Geschäftsführung“ längstens dreimonatige Schuldverschreibungen der 

Republik zu kaufen und zu verkaufen und solche Effekten auch unmittelbar von der 

Staatsverwaltung zu übernehmen. Zur Erlassung einer solchen Verfügung biete die 

Vollzugsanweisung vom 22. Dezember 1919, St.G.Bl. Nr. 575, über vorläufige Verfügungen 

auf dem Gebiete des Notenbankwesens, die Handhabe, indem sie Abänderungen der 

Bankstatuten mit provisorischer Geltung möglich mache. 

Redner beantrage daher, der im Entwurfe vorliegenden Verordnung, durch welche der 
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Österreichisch-ungarischen Bank die erwähnte Ermächtigung erteilt werden soll, 

zuzustimmen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Zustimmung. 

 

15. 

Provisorische Auszahlung erhöhter Ruhe-(Versorgungs-)genüsse (Gnadengaben) an die von 

Österreich nicht übernommenen Ruheständler, Witwen und Waisen. 

B.-M. Dr. G r i m m führt aus, daß die mangels der Voraussetzungen des § 1, Absatz 2, des 

Pensionistengesetzes von Österreich nicht übernommenen Ruheständler, Witwen und Waisen 

ganz unzulängliche Pensionen oder Beihilfen im alten, nicht erhöhten Ausmaße, ferner keine 

Teuerungszulage, keine gleitende Zulage und keine außerordentlichen Zuwendungen 

beziehen. 

Unter Hinweis auf ihre Notlage hätten diese Parteien in zahlreichen dringlichen Eingaben 

und Petitionen gebeten, sie wenigstens provisorisch der Wohltaten des Pensionistengesetzes 

teilhaftig werden zu lassen. 

Schon in der Sitzung des Nationalrates am 16. Dezember 1920 sei folgende Resolution der 

Abgeordneten Dr. A n g e r e r und Genossen angenommen worden: 

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Verwaltungswege die sofortige 

vorschußweise Auszahlung der vollen Ruhegenüsse an alle von Österreich bisher nicht 

übernommene Ruheständler, Witwen und Waisen, einschließlich der Gnadenpensionisten, bis 

zum Abschlusse der Verhandlungen mit den Nachfolgestaaten veranlassen zu wollen“. 

Nunmehr hätten in der Sitzung des Finanz- und Budgetausschusses am 26. Jänner d. J. die 

Abgeordneten Dr. A n g e r e r, Dr. O d e h n a l und Z e l e n k a einen neuerlichen 

Entschließungsantrag desselben Inhaltes gestellt. 

Da die Verhandlungen mit den anderen Sukzessionsstaaten voraussichtlich noch geraume 

Zeit in Anspruch nehmen werden, erscheine es dem Bundesministerium für Finanzen mit 

Rücksicht auf die beklagenswerte Lage der in Rede stehenden Personen geboten, der vom 

Nationalrate am 26. Dezember v. J. genehmigten Resolution sowie dem neuerlich gestellten 

Entschließungsantrage ungesäumt durch administrative Verfügungen Rechnung zu tragen. 

Das Mehrerfordernis für die in Betracht kommenden rund 2000 Personen dürfte jährlich 

ungefähr 30 Millionen Kronen betragen. Redner erbitte sich vom Ministerrate die 

Genehmigung für die im Sinne der Resolution des Nationalrates zu treffenden Maßnahmen. 

Vizekanzler B r e i s k y verweist darauf, daß sich der § 1, Absatz 2, des 

Pensionistengesetzes auch auf die katholischen Geistlichen beziehe, und ersucht demnach, die 
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beabsichtigten Maßnahmen im Einvernehmen mit dem Kultusamte durchzuführen. 

B.-M. Dr. G r i m m sichert dies zu. 

Der Ministerrat erteilt sodann dem Bundesminister für Finanzen die erbetene 

Genehmigung. 
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22/II. NR. 48 48. 22/II. 21. 8h 
1)  
Mayr: Sitzung des Hauptausschusses wegen der 
Beamten-Forderungen: Einberufen für Freitag. 
Kommission. 
Breisky: Katholische Geistlichkeit und 
evangelische Kirche. Heinl wegen Dienstag, 
Nachmittag angeben.  

 
Mayr: Der Hauptausschuss Die Organisation will 
sich nicht zufrieden erklären, dass der 
Hauptausschuss erst für Freitag einberufen wird. 
Es empfiehlt sich daher, ein Communiqué 
hinauszugeben, um die Beamtenschaft zu 
beruhigen. < Bekanntlich … 
In welcher die Regierung Gelegenheit nehmen 
wird, die Frage des Vorschusses der aufgrund der 
letzten Verhandlungen in Aussicht genommen 
Vorschüsse und deren weiterer finanzieller 
Auswirkung vor dem Hauptausschuss vertreten 
werde. 
Pesta: T. will auch die Frage pro futuro erörtert 
wissen. 
Breisky: Bitte um die Ermächtigung, dass <....> 
Angenommen. 

2)  
Grimm: Zulage für Professor Krokstein. Gehört 
nicht in Ministerrat; Akt wird dem Herrn 
Bundeskanzler vorgeschlagen werden. 

 

3) 
 
 
 
 
 
 
Breisky: Dass seitens des Bundeskanzlers an 
den Herrn Präsidenten herangetreten wird, von 
dieser Frist Abstand nehmen zu wollen. Bei den 
Unterbehörden bleiben die Akte liegen, und 
dann wird der Mann verlustig. 
Genehmigt. Bundeskanzleramt!! 

Breisky: Die Präsidial-Kanzlei hat Titel-
Verleihung gelegentlich der Pensionierung oder 
längstens drei Monate. Diese Frist hat sich als zu 
kurz erwiesen 
1.) weil oft [...] und Unterbehörden 
einvernommen werden müssen und dann, weil 
sich oft erst später die Notwendigkeit ergibt. 
Vielleicht könnte seitens Bundeskanzleramt 
namens des Kabinettsrates an den 
Bundespräsidenten herangetreten werden, damit 
diese Frist angesichts dieser Aqui[...]piment(?) 
verlängert wird. 
Angenommen. 

4)  
Breisky: Altkatholische Kirche hat Anerkennung 
erlangt 1877. Sitzung in Warnsdorf. 
Genehmigt. 

 
Breisky: Errichtung eines Bistums der 
altkatholischen Kirche. 
Angenommen. 

5) 
Mayr: Dr. Flieder vom Posten abberufen wollen. 
An seine Stelle soll Professor Krosta. Agrément 
angesucht. 

 
Mayr: Der bisherige Geschäftsträger Dr. Flieder 
wurde abberufen. Gesandter Dr. Krosta von 
Vatikan. Flieder hat um Agrément angesucht. 
Genehmigt. 

6) 
Mayr: Die Regierung ist tatsächlich nicht bereit, 
diese Vorschüsse selbständig zu bewilligen und 

 
Mayr: Ich werde wegen der Beamten an den 
Hauptausschuss gehen. Ich habe ein Gutachten 
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erst nachher die Identität(?) ansprechen. 
 
 
 
 
 
 
Breisky verliest das Gutachten. Findet es zu 
wenig scharf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gutachten noch zu verschärfen; nicht erst 
einladen, die Ermächtigung der Regierung steht 
im Gegensatz zur Verfassung.  
Dem Hauptausschuss vorher vorlegen. 
Grimm: Was die Vorlage anbelangt, so möchte 
ich sie nicht früher an den Hauptausschuss zu 
schicken: Antrag: Vor Hauptausschuss kurzer 
Ministerrat; Plan zur Bedeckung. Auch die 
Frage der Behandlung der Eisenbahner dabei zu 
besprechen. Der Hauptausschuss müsste sich 
Entscheidung [sic!], ob den Eisenbahnern eine 
Verdoppelung zugestanden werden kann, da es 
dauernden Charakter hätte. 
Einverstanden. Hauptausschuss: Freitag ½ 4  
 
Ministerrat nach dem Hauptausschuss. 6 Uhr. 

des Verfassungsdienstes geben lassen, wonach 
sich ergibt, dass die Regierung nicht berechtigt 
ist, die Vorschüsse zu bewilligen und um 
Identität(?) nachträglich anzusuchen. Wir 
müssen auf die Legalität besonders Rücksicht 
nehmen. Ich werde das im Hauptausschuss zur 
Frage bringen. 
Breisky: Das Gutachten scheint mir zu wenig 
scharf. Wir müssten uns auf den dezidierten 
Standpunkt stellen. Die Festsetzung der Bezüge 
und des Dienstrechts [72]  // 
ist Sache des Nationalrates und der 
Hauptausschuss ist hier nicht in der Lage, uns 
Richtlinien zu geben. Welche uns eventuell 
ermächtigen, die  
Ich beantrage, das Gutachten in diesem Sinne zu 
ergänzen und insbesondere den letzten Satz 
wegzulassen. 
Mayr: Schärfer fassen und den Mitgliedern 
vorher vorlegen. (Ein Exemplar an Grimm) 
 
 
Grimm: Ich möchte die Vorlage nicht dem 
Hauptausschuss schicken vorher. Ich schlage 
vor, dass vor dem Hauptausschuss noch ein 
kurzer Ministerrat stattfindet. Für Bedeckungs-
Vorschläge und für die Forderungen der 
Eisenbahner. Der Hauptausschuss müsste sich 
entscheiden, ob den Eisenbahnern [...] eine 
dauernde Regelung zugesagt wird, den übrigen 
Staatsbediensteten aber nur die Vorschüsse, die 
aber den weiteren Verhandlungen präjudizieren 
werden. 
Ministerrat nach dem Hauptausschuss. 

7) 
Mayr: Frage, die heute im Bundesrat zur 
Sprache gekommen ist: Wegen Vorauszahlung 
der Vermögens-Abgabe. (Termin-Verlängerung). 
Ich habe geantwortet, wie schon in den 
Zeitungen steht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Mayr: Dringliche Anfrage im Bundesrat wegen 
Vorauszahlung der Vermögens-Abgabe und 
Termin-Verlängerung. Ich habe mich sehr 
reserviert verhalten und habe gesagt, dass ohne 
Gesetzesänderung der Termin nicht verlangt 
werden kann. Im Gesetzesweg aber schwer 
möglich, weil Nationalrat nicht 
zusammengerufen werden kann. 
Übrigens wird alles geschehen, um die 
Einzahlung in den letzten Tagen zu erreichen. 
In einer Sitzung der christlichsozialen 
Bundesrats-Mitglieder wurde nochmals betont, 
dass die Verwaltungsordnung so spät 
herausgegangen ist. Vielleicht wäre es möglich, 
dass man nach Ablauf des Termins noch für 
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Grimm: Eine kurze Verlängerung für jene Fälle 
ins Auge gefasst, wenn die Einzahlungen 
günstig sind. Wir hatten vor, eine solche Vorlage 
am 27. oder 28. einzubringen. 
Streng vertraulich! 

gewisse Länder und Gemeinden eine 
Verlängerung macht. 
Grimm: Wir können eine kurze Verlängerung der 
Frist für jene Fälle ins Auge fassen, wenn die 
Vorauszahlung günstig ist. 

8) 
Mayr: Transportkosten bei der Ablieferung von 
Kriegsmaterial. Im Verkehrswesen Sitzung. 
Heinl: Das Handelsministerium bekommt das 
wohl auch? 
Einverstanden. [70] // 

 
Mayr: Transportkosten bei der Ablieferung von 
Kriegsmaterial. 
Bitte um entsprechende Weisungen und 
Genehmigung dieser Vorgänge. 
Angenommen. 

9) 
Heinl: [...]: Präsidentstelle zurückgelegt. 
Ing. Alfred Grohmann: Präsident des 
Bundesvermessungsamtes. 
Pista Hofrat. 

 
Heinl: Ministerialrat Ing. Alfred Grohmann, 
Präsident des Bundesvermessungsamtes. 
Angenommen. 
Heinl: Regierungsrat Dr. Pista, 
Kammeramtsdirektor. Titel eines Hofrats. 
Angenommen. 

10) 
Heinl: Titel Regierungsrat: Direktor des 
österreichischen Verkehrsbüros Hans 
Nachbauer. 
Breisky: Der Eindruck in der Öffentlichkeit ist, 
dass dieses Büro ein ein halboffizielles ist. 
Ausnahmsweise: Nachbauer, Lamberger, Czekis 
Angenommen. Auszeichnungstage 
vorbereiten. 

 
 
Pesta: Hans Nachbauer, Leiter des 
Verkehrsbüros. Regierungsrats-Titel. 
Breisky: Der Eindruck in der Öffentlichkeit ist, 
dass es ein halbamtliches Unternehmen war. Von 
Standpunkt der Beispiel-Folgerungen halte ich 
die Sache für unbedenklich. 
Angenommen. 

11) 
Paltauf: Überstunden. 7-stündige Arbeitszeit. 
Diener: Ernennung zu Unterbeamten ohne 
Rangklasse.  
Grimm: Die Diener haben sich aufgehalten, daß 
bei den Unterbehörden die Ernennung zu 
Beamten ohne Rangklassen bei qualifizierter 
Dienstleistung erfolgt. Sitzung hat 
stattgefunden, sämtliche Vertreter zur 
Überzeugung gelangt, dass das für Ministerien 
nicht geht. 
Auftrag gegeben, nach gewissen Grundsätzen 
eine Erleichterung eintreten zu lassen. 
Entwurf wird dem Kabinettsrat vorgelegt 
werden. 

 
Paltauf: Überstunden 
Diener, die Beamtendienste leisten, sollen zu 
Beamten ernannt werden. 
Grimm: Für Zentralstellen nicht anwendbar 
(Einstimmiges Ergebnis der internen 
Besprechung). Allerdings unbillig, weil es doch 
die ausgesuchten Leute das … 
 
 
 
Ich habe den Auftrag gegeben, nach gewissen 
Grundsätzen für die Zentralstellen-Diener 
Erleichterungen zu gewähren. 
Entwurf kommt in Ministerrat. 

12) 
Minister Haueis: Oberösterreichischer Landtag 
hat eine Landarbeiter-Ordnung beschlossen. 
Ministerrat hat beschlossen, die beteiligten 
Ministerien zu beauftragen, mit den Vertretern 

 
Der oberösterreichische Landtag hat eine 
Landarbeiter-Ordnung beschlossen. Gewichtige 
Bedenken. Der Ministerrat hat die Ministerien 
beauftragt, ohne Einspruch zu erheben, mit dem 
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des Landes eine Umarbeitung des Gesetzes zu 
vereinbaren. Inzwischen auch Kärntner Landtag 
ein gleicher Entwurf mit ähnlichen Mängeln 
beschlossen. 
Antrag: In gleicher Weise mit dem Kärntner 
Faktor zu verhandeln. 
 
Resch verlangt die Zuziehung seines Ressorts. 
Außenminister soll Führung haben, Entwurf soll 
einvernehmlich mit den beteiligten Stellen 
erfolgen. 
Genehmigt. 

Landtag zu verhandeln. Kärnten hat eine 
ähnliche Landarbeiter-Ordnung beschlossen. Ich 
bitte um Ermächtigung auch mit Kärnten 
verhandeln zu dürfen und den von 
Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft ausgearbeiteten Entwurf 
übermitteln zu dürfen. 
Resch: Bitte, dass auch mein Ministerium bei 
den Verhandlungen zugezogen wird. 
 
 
Angenommen. 

13)  
Glanz: Wie steht es mit dem plötzlichen 
Einstellen des Personenzuges? Es war zu 
überfallartig gemacht. 
Heinl: Ich habe schon bei Pesta Rekrimination 
erhoben, dass Kohlenknappheit vorgeschützt 
wird. Im Jahr 13 sind an die Eisenbahnen 
199.000 Tonnen monatlich abgegangen. 
Ich habe Gefühl, dass Endres schwere Fehler 
gemacht haben in der Reparatur der 
Lokomotive. 50 Prozent sind in der Reparatur 
Hauptursache am schlechten Lokomotivstand 
gelegen. Bittet Pesta, sich dieser Sache sehr 
anzunehmen. Keine Hiobspost soll Endres den 
Zeitungen übergeben. 
1) Antrag gestellt, dass wir uns (Handel und 
Verkehr) in Permanenz erklären, um diese 
Stauung in Wägen baldigst zu beheben.  
Mayr: Auch bei mir Klagen. 
Pesta: So sprunghaft war diese Einstellung 
nicht. Auf der Westbahn zuerst. 
Der Grund ist unbedingt die Kohlenknappheit. 
Die Qualität der Kohle weist mindestens eine 
33-prozentige Minderung der Heizkraft auf. 
Vormaterial und Schmiermaterial ebenso 
vermindert. Wenigstens 50 Prozent geringerer 
Qualität. Wir haben dabei zwei Drittel Verkehr 
des Friedens-Standes. Das Verkehrsamt hat den 
Fehler gemacht, dass mit zu wenig Nachdruck 
auf maßgebende Faktoren eingewirkt wurde, um 
uns mit Kohle zu versorgen. Dazu kommt, dass 
wir im Monat Dezember die ganzen 
Nahrungsmittelzüge Mittelzüge führen müssten 
wegen des geringen Wasserstandes der Donau. //  
Die Reparatur-Misere bei der Lokomotiv-
Reparatur ist auf die Trockenheit 
zurückzuführen. Wasser [...] mussten zur 
Reinigung der Lokomotive verwendet werden, 

 
Glanz: Einstellung des Bahnverkehrs. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hauptursache im Jahr schlechter 
Lokomotivstand. Nicht die Kohlenknappheit ist 
schuld. Endres soll nicht gleich diese Hiobs-
Posten herausgeben.  
 
 
 
 
 
Mayr: Auch bei mir Beschwerden eingelangt, 
dass Industrie Kohle in Hülle und Fülle hat, die 
Bahnen aber nicht. 
Pesta: Der Grund ist zweifellos die 
Kohlenknappheit. Die Lieferung ist zwar nur um 
Geringes zurückgegangen, gegenüber 
Friedens(?) aber 33 Prozent geringere Heizkraft. 
Schmiermateriell minderwertig um 15 Prozent. 
Dadurch kommt man auf 50 Prozent. Trotzdem 
habe ich zwei Drittel Verkehr. Es ist kein 
Vorwurf gegen das Kohlenamt. 
Dass es zum plötzlichen Zusammenbruch kam, 
[rührt daher, das infolge Tiefstand der Donau, 
die ganzen Lebensmittelzüge per Bahn geführt 
werden [73] // 
mussten. Die Reparatur-Misere bei den 
Lokomotiven ist auf die Trockenheit 
zurückzuführen. Es mussten speziell, was die 
Südbahn anbelangt, Wasser [...] zum Waschen 
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was sehr schädlich war. Das einzige Mittel war 
die plötzliche Einstellung des Verkehrs. Bürger 
haben das eingesehen und die Italiener haben 
heute bei der Sitzung des Transport-Ausschusses 
ihre italienische Kohlen Verladung in Schlesien 
auf sechs Tage eingestellt, haben uns die Kohle, 
welche sich zwischen [...] und Tarvis befindet, 
uns zur Verfügung gestellt. Ich glaube, dass der 
Verkehr Ende der Woche wieder eröffnet werden 
wird. 

der Maschinen verwendet werden, welche für die 
Maschinen unerträglich war. Daher die vielen 
Reparaturen. Übrigens wurden unsere 
Maßnahmen von Tschechoslowakei durch 
Arbeiter [...] fachmännisch vollkommen zu 
ge[…]. 
Ich glaube übrigens, mit Ende der Woche wieder 
aufnehmen zu können.  

14) 
Mayr: Punkt 2)a) 
Grimm: Antrag im Titel: Das Wort „die“ 
auszulassen. 
Angenommen. 
§ 3 erforderlichenfalls auch erforderlichen 
Falles auch für die Gegenstände … 
§ 4:(5) Die Geschäfte der Kommission besorgt 
das Bundeskanzleramt. Die Geschäfte der 
Kommission besorgt das Bundeskanzleramt. Für 
die Führung der Geschäfte der Kommission 
sorgt trifft das Bundeskanzleramt Vorsorge. 
Angenommen. 
Frage der Ergänzung der Mitglieder: Drei 
Vertreter der Land- und Forstwirtschaft, sechs 
Vertreter Äußeres … 
Notifizierung an die Reparations-Kommission: 
Ich glaube nur durch die Regierung.  
Einverstanden. 

Organisationsstatut. 
Grimm: Zum Titel. Er klingt noch zu pompös. Er 
ist zu umfassend. Wir hätten vorgeschlagen: Für 
Angelegenheiten des wirtschaftlichen. „Die“ 
weglassen. „Die“ hätte auch im § 1 
wegzubleiben. 
§ 3 
§ 4 Die Geschäfte der Kommission belegt das 
Bundeskanzleramt [...]  
(5) Für die Führung der Geschäfte der 
Kommission trifft das Bundeskanzleramt 
Vorsorge. 
 
Zur Kenntnis genommen. 
Zugestimmt Zelenka und Ruzicka Ersatzmann. 
 
Notifikation an die Reparations-Kommission. 
Durch die Regierung. 
   

15)  
Mayr: Punkt 3)b) 
Angenommen. 
Grimm: Einflussnahme des ungarischen 
Vertreters soll sich nur auf das uns von der 
Entente freigegebenen Material beziehen. Das 
Material, welches wir mit Bons kaufen müssen, 
wäre der Einflussnahme der Ungarn zu 
entziehen. 
Beschluss: Aufmerksam-Machen die Vertreter 
auf die Bemerkung Grimms. 
Angenommen. 

2) 
Mayr: Entsendung von Organen zur Erhebung 
der Sachdemobilisierungs-Bestände. 
Grimm: [...] [ZWEIZEILIG 
DURCHGESTRICHENES] [...]  
Die Einflussnahme des ungarischen Vertreters 
beim österreichischen Staatskommissär: Für 
Sozialdemokraten wäre aber nur auf jene 
Materialien einzuschränken, welche von der 
Entente österreichischen Regierung als nicht 
Kriegsmaterial bedingungslos freigegeben wird, 
während die Vertretung des von der Entente der 
österreichischen Regierung gegen Bons käuflich 
überlassenes Kriegsmaterials als 
ausschließliches Eigentum Österreichs ohne 
jegliche Ingerenz seitens Ungarns zu erfolgen 
hätte. 
Richtlinien für die weiteren Verhandlungen.  
Angenommen. 

16) 
Resch: Punkt 3)a) 

3a) Krankenversicherungsgesetz Horvath 
Wir haben diesen Entwurf so wie es uns 
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1) Sechs Wochen vor und nach der Niederkunft. 
2) Krankengeld-Erhöhung. Die neuen 
Lohnklassen (höchstens 100 Kronen) 
entsprechen nicht mehr den Tatsachen. 
Der Entwurf ist den Handelskammern geschickt 
worden. Die Wiener Kammer macht geltend, 
dass eine Einschränkung gemacht werden muss. 
Punkt 5: Ausdehnung bis 1,5 Jahre. Diese 
Bestimmung wird von der Handelskammer 
angefochten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grimm: Die Erhöhung der Beträge ist an und für 
sich eine schwere Belastung des Staates. Mehr 
Erfordernis. Nach dem gegenwärtigen erfordern 
Arbeitslosenstand Mehrerfordernis 12 
Millionen. 
Schwerste Einwendung gegen Artikel 7. 
Antrag, den Artikel VII zu streichen.  
Angenommen. Unter der Voraussetzung, dass 
sich Resch noch mit Heinl auseinandersetzt. 

vorgeschrieben ist, den Handels- und 
Gewerbekammern geschickt. 
Die Wiener Kammer macht geltend, dass es 
nicht angeht, dass die 14. und 15. Wohnklassen 
ohne weiters mit … 
auf angenommen werden, ohne dass diese 
Klassen in die Arbeitslosen-Versicherung 
aufgenommen werden. 
Die Wiener Kammer wünscht auch neue 
Abänderungen zu Artikel 3. Sie wünscht 
Festlegung, wie hoch das Krankengeld bemessen 
wird. 
Nicht höher als die Hälfte des Arbeitsverdienstes 
[ [...] bis höchstens war in 1,5fachen der neuen 
Arbeitsverdienstgrenzen]. Das könnte ich 
aufnehmen. Artikel 3 Punkt 2. Die Gesamtheit 
der Länderzuschüsse dürften täglich höchstens 
15 Kronen pro Tag betragen. Maximum 
höchstens 3 Kronen als Krankenbeitrag. 
Nachträgliches Einvernehmen mit 
Handelsministerium. 
Artikel 5 wird auch von der Wiener Kammer 
bekrittelt.  
Grimm: Schon an sich ist die Erhöhung der 
Beiträge, da sie auf den finanziellen Effekt der 
Arbeitslosen-Versicherung rückwirkt, von großer 
Bedeutung für den Staatsschatz. Ich muss aber 
die schwersten Einwendungen gegen Artikel VII 
einwenden. 
Nach dem Gesetz die Krankenkassen nur 
höchstens 90 Prozent des täglichen 
durchschnittlichen Arbeitsverdiensts in der 
höchsten Lohnklasse. [...] 45 Kronen. 
Abgesehen von grundlegenden Abänderungen 
des Krankenversicherungsgesetz, auch 
schwerwiegende Belastung des Staatsschatzes. 
Die ganze Tendenz der Länder geht dahin, uns 
das ganze [...] anzulasten. Wir müssen den 
Ländern die Zuschüsse leisten. Dass wir jetzt 
den Krankenkassen, die nicht in schlechter Lage 
sind, das tun sollen, geht nicht an. Es ist nur eine 
Überwälzung des Aufwandes, der einzelnen 
Kategorien treffen soll, auf die Allgemeinheit. 
Wir sollen bei den 90 Prozent bleiben. Wenn die 
Lohnsätze steigen, werden auch die … 
Antrag: Den Artikel VII vollkommen streichen. 
Resch: Artikel VII gehört eigentlich hier nicht 
hier nicht hinein. Es gehört eigentlich in das 
Krankenanstaltengesetz.  
Ich wäre ohne weiters dafür, dass der Artikel 
gestrichen wird. 
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Mayr: Für Artikel 3 können wir den Beschluss 
schon fassen. 
Einbringung mit diesen Änderungen genehmigt. 
[74] //  

17) 
Helly: Punkt 3) b). Am Vortag 123.520 Kinder 
ins Ausland geschickt. 
Resch: Ich habe aus den Geldern der 
Wohlfahrtsaktion eine Million überweisen 
lassen. 
Aus dem Ausland kommen viele Lebensmittel 
nach Wien, ich werde mich bemühen, davon 
auch dem Jugendhilfswerk Zuwendungen zu 
erreichen. 
Grimm: Ich möchte [...] ein Bild der gesamten 
Aktion haben. Die 7,5 Millionen werden nicht 
allein sein, verbilligte Lebensmittel, Fracht-
Ermäßigungen und so weiter. 
Angenommen. Es soll versucht werden, 
ziffernmäßig darstellen, was das dem Staat 
kostet. [71] //  

3b) 
Helly Ferienerholungsaktion  
Resch: Ich habe aus den Geldern der 
Wohlfahrtsaktion für das niederösterreichische 
Jugendhilfswerk eine Million. Von der [...] 
Aktion halbe Million. Außerdem 1,5 Millionen 
und [...] [...], um dem Staat entgegenzukommen. 
[74] // 
 
 
Grimm: Auch das Finanzministerium will dieser 
nützlichen Aktion nicht entgegentreten. Wir 
hätten nur gewünscht, dass man ein Bild auf die 
finanzielle staatliche Fürsorge hat. Die 7,5 
Millionen sind nicht alles, was der Staat leistet. 
Vielmehr werden noch an den verbilligten 
Lebensmitteln und den Frachtermäßigungen 
geleistet. 
Antrag genehmigt. 
Der Wunsch des Finanzministers scheint mir 
gerechtfertigt. Es wird versucht werden müssen 
bei dem Rechenschaftsbericht die weiteren 
Zuwendungen des Staates. 

18)  
Glanz: Punkt 4)b) 
Angenommen. 

 
Glanz 4b 
Angenommen. 

19) 
Glanz: Punkt 4)c) 
Angenommen. 

 
Glanz 4c. 
Angenommen. 

20) 
Breisky: Punkt 5. 
Angenommen. 

5) 
Breisky 
Angenommen. 

21) 
Grimm: Punkt 6)a). 
Bringt dieses Referat mit der Bitte zur Kenntnis, 
dass sie sich diese Unterrichtung angelegen sein 
lassen und diesbezügliche Mitteilungen genau 
an die Zentralevidenz erstatten. 
Angenommen. 

 
Grimm: 6a 
Grimm Schaffung einer Evidenz 
Mit der Bitte zur Kenntnis, dass die 
Zentralstellen sich die Evidenz sehr angelegen 
lassen 
Zur Kenntnis genommen. 

22) 
Grimm: Punkt 6) b). 
1) Wir wollen die Geschäftsgebarung der 
österreichisch-ungarischen Bank erleichtern. 
2) Wenn das die Bank jetzt primär in den 

 
Grimm: 6b) 
Thematisierung österreichisch-ungarische Bank. 
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Händen haben wird, kann sie sich mit den 
ländlichen Organisationen (Raiffeisenkasse usw. 
) unmittelbar in Verbindung setzen, daher 
größerer Einlauf aus dem Land. 
Angenommen. 
23) 
Grimm: Punkt 6)c) 
Es handelt sich um ungefähr 2000 Pensionisten. 
+ 
Provisorische Maßnahme (Form einer Beihilfe): 
Weisung im Sinne der Resolution der 
Nationalversammlung. 
Breisky: Im Einvernehmen mit Kultusamt 
soweit es sich um katholische Geistlichkeit. 

 
Grimm 6c) 
Ruheständler 
 
 
 
 
Breisky: Katholische Geistlichkeit. 

½ 12 ¼ 12 h Freitag 6 Uhr im Parlament 
 

 








































































































































